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Den Betrieb in Zeiten von 
Corona am Laufen halten 
Was muss der Tierhalter, der Arbeitgeber beachten?

Die Coronavirus-Epidemie zieht immer weitere behördliche Maßnah-
men nach sich und wird zum Teil massive Auswirkungen auf die land-
wirtschaftlichen Betriebe haben. Das LW hat einige Antworten auf 
Fragen zusammengestellt, die die Landwirtschaft betreffen. Sie stützt 
sich dabei auf das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) und Zu-
sammenstellungen von Verbänden wie dem Bauern- und Winzerver-
band Rheinland-Pfalz Süd, dem Hessischen Bauernverband, dem 
Bundesverband Rind und Schwein sowie auf eigene Recherchen. 

Welche epidemiologische Be-
deutung haben im Falle des 
Coronavirus Covid 19 Haus- 
und Nutztiere? 
Dem Friedrich-Loeffler-Institut 
(FLI) und dem Robert Koch-
Institut (RKI) wurden bisher 
keine Informationen aus China 
oder anderen vom Coronavirus 
Covid 19 betroffenen Ländern 
bekannt, die auf eine besondere 
Rolle von Haus- und Nutztieren 
schließen lassen. Ebenso gibt es 
keine Hinweise darauf, dass 
Hunde und Katzen mögliche 
Überträger darstellen. 

Sind die Viren über Lebens-
mittel übertragbar? 
Laut BfR gibt es derzeit keine 
Fälle, bei denen nachgewiesen 
ist, dass sich Menschen über den 
Verzehr kontaminierter Lebens-
mittel mit dem neuartigen Co-
ronavirus infiziert haben. Auch 
für andere Coronaviren sind 
keine Berichte über Infektionen 
durch Lebensmittel oder den 
Kontakt mit trockenen Oberflä-

chen bekannt. Übertragungen 
über Oberflächen, die kurz zuvor 
mit Viren kontaminiert wurden, 
sind allerdings durch Schmierin-
fektionen denkbar. Aufgrund der 
relativ geringen Stabilität von 
Coronaviren in der Umwelt ist 
dies aber nur in einem kurzen 
Zeitraum nach der Kontamina-
tion wahrscheinlich.   
 
Was haben tierhaltende Be-
triebe zu beachten?
Vom RKI und dem FLI wurden 
folgende Informationen gege-
ben: 
• Wenn auf einem Landwirt-

schaftsbetrieb mit Tierhaltung 
(Rinder, Schweine, Geflügel, 
Schafe und so weiter) eine oder 
mehrere Personen laut Labor-
untersuchung mit dem Coro-
navirus infiziert sind und für 
14 Tage in Quarantäne müs-
sen, dürfen „Ersatzarbeitskräf-
te“ verpflichtet werden, sofern 
sie keinen Kontakt zu den in-
fizierten Personen haben oder 
mit Corona-Kontaktpersonen 

in Kontakt kommen. Vorstell-
bar wäre auch, dass Personen 
in Abschottung/Quarantäne 
alleine weiter auf ihrem Hof 
arbeiten, das heißt, sie dürfen 
keinen Kontakt zu anderen 
Personen haben.  Dies gilt aber 
nur vorbehaltlich weiterge-
hender und einschränkender 
Auflagen durch die jeweilige 
Anordnung der zuständigen 
Gesundheitsbehörde. 

• Neben den üblichen Hygiene-
bestimmungen (siehe zum Bei-
spiel Schweinehaltungshygie-
neverordnung) gelten keine 
weiteren Schutzmaßnahmen.  

• Da es bisher keine Hinweise 
gibt, dass sich Heim- oder 
Nutztiere mit dem Coronavi-
rus infizieren können, müssen 
Ställe, Stalltechnik nicht desin-
fiziert werden. Das gilt auch für 
Arbeitsgeräte, die von mehre-
ren Personen genutzt werden. 

• Auf Nachfrage bei den Ge-
sundheitsämtern, wie speziell 
landwirtschaftliche Betriebe 
mit einem Verdacht oder einer 
Infektion umgehen sollen, be-
kommt man laut Bauernver-
band unterschiedliche oder 
eher allgemeine Antworten. 
Alle weisen jedoch darauf hin, 
dass die Isolierung der Men-
schen an erster Stelle stehe, 
auch bei Verdachtsfällen und 
Kontaktpersonen. 

Wird die Milch im Quarantä-
ne-Fall von den Betrieben wei-
terhin abgeholt?

Im Normalfall wird die Milch 
von den Fahrern sowieso ano-
nym abgeholt, das heißt, Fahrer 
und Landwirt sehen sich nicht 
einmal. Deshalb spricht nach 
derzeitigem Stand nichts gegen 
die Abholung der Milch, wenn 
der melkende Landwirt und sei-
ne Familie wegen des Verdachts 
oder auch der Bestätigung eines 
Coronafalls unter Quarantäne 
stehen, erklärt Günter Berz-List 
von der Schwälbchen Molkerei 
auf Anfrage. Dies werde auch in 
der Branche so gesehen. Bei der 
Quarantäne im Falle des Coro-
navirus gehe es ja um die Isolie-
rung der Person und nicht wie 
bei einer Tierseuche um die 
Sperrung eines ganzen Betriebs. 
Hinzu komme die Aussage des 
RKI, wonach eine Übertragung 
des Virus auf Lebensmittel un-
wahrscheinlich ist. Die Fahrer 
der Milchtankwagen achteten 
schon immer auf Hygiene und 

wurden nochmals auf entspre-
chende Maßnahmen bei der Ab-
holung hingewiesen, so Berz-
List. 

Ratsam ist es, dass Erzeuger 
ihre Molkerei per Telefon oder 
E-Mail informieren, falls ein 
Verdachts- oder Krankheitsfall 
auftritt, damit Fahrer enspre-
chend besondere Vorsichtsmaß-
nahmen ergreifen können. 

Was bedeutet häusliche Qua-
rantäne?
Das Gesundheitsamt kann eine 
häusliche Quarantäne anordnen 
(14 Tage wegen der Inkubations-
zeit). Betroffene müssen zu Hau-
se bleiben und dürfen keine Ein-
käufe erledigen, spazieren gehen 
oder Besuch empfangen. In den 
Hausgarten kann man gehen, 
wenn dieser abgegrenzt ist. Die 
Anordnung des Gesundheitsam-
tes kann gerichtlich vollstreckt 
werden. Bei Zuwiderhandlung 
drohen laut Infektionsschutzge-
setz Freiheitsstrafen von bis zu 
zwei Jahren oder eine Geldstrafe.  

Was gilt es, beim Umgang mit 
Lebensmitteln zu beachten? 
Obwohl eine Übertragung des 
Virus über kontaminierte Le-
bensmittel oder importierte Pro-
dukte unwahrscheinlich ist, soll-
ten beim Umgang mit diesen die 
allgemeinen Regeln der Hygiene 
des Alltags wie regelmäßiges 
Händewaschen und die Hygie-
neregeln bei der Zubereitung 
von Lebensmitteln beachtet wer-
den. Da die Viren hitzeempfind-
lich sind, kann das Infektionsri-
siko durch das Erhitzen von 
Lebensmitteln zusätzlich weiter 
verringert werden.

Wird der Lohn weitergezahlt, 
wenn ein Mitarbeiter in Qua-
rantäne muss? 
Ist der Arbeitnehmer Adressat 
einer behördlichen Maßnahme, 
wie zum Beispiel Tätigkeitsver-
bot oder Quarantäne, kann er 
zum einen einen Entgeltan-
spruch gegen seinen Arbeitgeber 
haben. Aus Sicht des BGH kann 
in einem solchen Fall ein vorü-
bergehender, in der Person des 
Arbeitnehmers liegender Ver-
hinderungsgrund bestehen, der 
den Arbeitgeber trotz Wegfalls 
der Pflicht zur Arbeitsleistung 
zur Entgeltfortzahlung ver-
pflichtet (§ 616 BGB). Die Dau-
er der Entgeltfortzahlung hängt 
von den Umständen des Einzel-

Vor allem Sonderkulturbetriebe sind in großer Sorge, ob die Saisonarbeits-
kräfte nach Deutschland dürfen beziehungsweise wollen. Aktuell reisen 
die SAK als Berufspendler nach Deutschland ein. 
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falles ab (der BGH ging etwa in 
einem Fall von höchstens sechs 
Wochen aus). 
In Fällen, in denen § 616 BGB 
durch Einzel- oder Tarifvertrag 
eingeschränkt oder ausgeschlos-
sen ist oder aus anderen Grün-
den nicht greift, muss der Arbeit-
geber den Lohn nicht zahlen – es 
besteht aber in vielen Konstella-
tionen ein öffentlich-rechtlicher 
Entschädigungsanspruch. Perso-
nen, die als Ansteckungsverdäch-
tige auf Anordnung des zustän-
digen Gesundheitsamts isoliert 
werden und deshalb einen Ver-
dienstausfall erleiden, erhalten 
eine Entschädigung nach § 56 
des Infektionsschutzgesetzes. 
Die Entschädigung bemisst sich 
nach dem Verdienstausfall. Für 
die ersten sechs Wochen wird sie 
in Höhe des Verdienstausfalls 
gewährt. 
Vom Beginn der siebten Woche 
an wird sie in Höhe des Kran-
kengeldes gewährt. Arbeitneh-
mer erhalten von ihrem Arbeit-
geber für die Dauer der Isolie-
rung, längstens für sechs Wo-
chen, eine Entschädigung in 
Höhe des Nettolohns. 
Die ausgezahlten Beträge wer-
den dem Arbeitgeber auf Antrag 
erstattet. Der Antrag hierfür 
muss durch den Arbeitgeber in 
Rheinland-Pfalz beim Landes-
amt für Jugend, Soziales und 
Versorgung gestellt werden. 
Nach sechs Wochen zahlt der 
Staat in Höhe des Krankengeldes 
weiter. 
Tatsächlich Erkrankte fallen 
nicht unter diese Entschädi-
gungsregelung, weil diese bereits 
Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall und Krankengeld erhalten. 

Was ist mit dem Verdienstaus-
fall bei Selbstständigen, die 
unter Quarantäne gestellt 
werden?
Wenn Selbstständige oder Frei-
berufler unter Quarantäne ge-
stellt werden, erhalten sie Ver-
dienstausfall nach §56 ifSG. Die 
Entschädigung bemisst sich nach 
den letzten Jahreseinnahmen, die 
dem Finanzamt gemeldet wur-
den. Der Antrag auf Entschädi-
gung muss schriftlich, innerhalb 
von drei Monaten nach Verhän-
gung des Tätigkeitsverbots oder 
Ende der Quarantäne eingehen. 
Infos über Antragstellung gibt es 
beim zuständigen Gesundheits-
amt.  

Schule oder Kita sind ge-
schlossen. Was ist, wenn der 
Mitarbeiter deshalb zu Hause 
bleiben will? 
Ist bei der Schließung der Kita/
Schule unter Berücksichtigung 
des Alters der Kinder eine Be-
treuung erforderlich, so müssen 
die Eltern zunächst alle zumut-
baren Anstrengungen unterneh-
men, die Kinderbetreuung an-
derweitig sicherzustellen (zum 
Beispiel Betreuung des Kindes 
durch Verwandte, anderen El-
ternteil). 
Kann die erforderliche Kinder-
betreuung auch dann nicht si-
chergestellt werden, dürfte in der 
Regel ein Leistungsverweige-
rungsrecht des Arbeitnehmers 
bestehen, da die Leistungserfül-
lung unzumutbar sein dürfte (§ 
275 Abs. 3 BGB). Das heißt in 
diesen Fällen wird der Arbeit-
nehmer von der Pflicht der  Leis-
tungserbringung frei; es ist nicht 
zwingend erforderlich, Urlaub 
zu nehmen. 
Zu beachten ist jedoch, dass bei 
einem Leistungsverweigerungs-
recht des Arbeitnehmers aus per-
sönlichen Verhinderungsgrün-
den nur unter engen Vorausset-
zungen ein Anspruch auf Fort-
zahlung des Arbeitsentgelts 
bestehen kann. 
Ein solcher Entgeltanspruch 
kann sich aus § 616 BGB für eine 
verhältnismäßig nicht erhebliche 
Zeit ergeben. Zudem kann der 
Anspruch aus § 616 BGB durch 
arbeits- oder tarifvertragliche 

Vereinbarungen eingeschränkt 
oder sogar vollständig ausge-
schlossen sein. 
Nimmt der Arbeitnehmer Ur-
laub, erhält er Urlaubsentgelt. 
Fällt der Arbeitnehmer also nur 
ein bis zwei Tage aus und steht 
danach wieder zur Verfügung, 
sollte der Arbeitgeber eine ku-
lante Regelung finden.
Im Übrigen will Bundesland-
wirtschaftsministerin Julia 
Klöckner die gesamte Land- und 
Lebensmittelwirtschaft als kriti-
sche Infrastruktur definieren als 
Voraussetzung für den möglichst 
reibungslosen Weiterbetrieb der 
Unternehmen gerade auch im 
Hinblick auf die Notbetreuung 
für Kinder von Mitarbeitern. 
Diese Festlegung soll diese Wo-
che im Bundeskabinett erfolgen. 

Der Betrieb droht aufgrund 
der Krise in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten zu geraten. 
Gibt es Hilfsprogramme? 
Die landwirtschaftliche Renten-
bank bietet ihren Förderzuschuss 
ab sofort in allen Darlehensvari-
anten an. Die bisherige Ein-
schränkung auf Darlehen mit 
Laufzeiten bis einschließlich 15 
Jahren entfällt. In den „Basis-
Konditionen“ beträgt der Zu-
schuss 1,00 Prozent des Darle-
hensbetrages und in den beson-
ders günstigen „Top-Konditio-
nen“ 1,50 Prozent. Der 
Sollzinssatz liegt sowohl in den 
„Top Konditionen“ als auch in 
den „Basis-Konditionen“ in der 

günstigsten Preisklasse (A) über 
alle Laufzeiten bei effektiv 1,00 
Prozent.  
Daneben besteht bei bestehen-
den Darlehen die Möglichkeit, 
mit der Hausbank Kontakt auf-
zunehmen und eine Tilgungs-
streckung zu vereinbaren. 

Wie sieht es mit Kurzarbeit 
aus?
Um der Wirtschaft bei der Ab-
federung der Corona-Folgen zu 
helfen, haben sich die CDU, 
CSU und SPD im Koalitionsaus-
schuss am 8. März auf Erleichte-
rungen bei der Kurzarbeit geei-
nigt, die nun im Eilverfahren 
beschlossen werden sollen. 
Demnach soll die Bundesregie-
rung bis Ende 2021 verschiedene 
Anpassungen bei den Leistungen 
und den Voraussetzungen für 
den Bezug von Kurzarbeitergeld 
vornehmen können. Dazu zählt 
unter anderem, dass Betriebe 
schon dann bezugsberechtigt 
sein können, wenn mindestens 
zehn Prozent der Beschäftigten 
vom Arbeitsausfall betroffen sind 
(bisher liegen die Grenzen deut-
lich höher). Außerdem soll Kurz-
arbeitergeld auch für Leiharbeit-
nehmer möglich werden, und 
auch die vollständige Erstattung 
der Sozialversicherungsbeiträge 
durch die Bundesagentur für Ar-
beit ist vorgesehen. 
Der entsprechende Gesetzent-
wurf wurde am 11. März vom 
Bundeskabinett beschlossen und 
soll nach einem verkürzten Ver-
fahren in der ersten Aprilhälfte 
in Kraft treten. Auch nach aktu-
eller Rechtslage können Betriebe 
unter bestimmten Umständen 
wegen der Corona-Krise Kurz-
arbeit beantragen. Für Anträge, 
Detailfragen und die Auszahlung 
ist die Bundesagentur für Arbeit 
zuständig. 

In dem Betrieb gibt es einen 
Verdachtsfall. Was ist zu tun? 
Was droht bei einer Betriebs-
schließung? 
Treten bei Mitarbeitern im Be-
trieb Symptome einer Covid-
19-Erkrankung auf, sollte man 
sich unmittelbar an das zustän-
dige Gesundheitsamt wenden. 
Die Kontaktdaten der Gesund-
heitsämter kann man beispiels-
weise über eine Datenbank des 
Robert Koch-Instituts abfragen. 
Das Gesundheitsamt ist dann 
sowohl für den Meldeweg als 
auch für die Verhängung von 

Nach derzeitigem Stand spricht nichts gegen die Abholung der Milch, 
wenn der melkende Landwirt und seine Familie wegen des Verdachts oder 
auch der Bestätigung eines Coronafalls unter Quarantäne stehen. 
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weiteren Maßnahmen zuständig. 
Zudem informiert die Behörde 
die Betroffenen unter anderem 
darüber, wie sie sich zu verhalten 
haben.
Infizierte werden in der Regel 
vom Gesundheitsamt zu ihren 
Kontakten in den vergangenen 
Tagen und zu Symptomen be-
fragt, sie werden namentlich re-
gistriert und gegebenenfalls La-
bortests unterzogen. Hier sollten 
die Betroffenen mit dem Amt 
kooperieren. Für Kontaktperso-
nen, die Symptome aufweisen, 
aber nicht schwer krank sind, 
kann das Gesundheitsamt eine 
Heim-Quarantäne anordnen. 

Trägt die Betriebsschlie-
ßungsversicherung den Er-
tragsausfall?
Lebensmittelverarbeitende Be-
triebe haben häufig selbstständi-
ge Betriebsschließungsversiche-
rungen vereinbart. Diese Versi-
cherungsprodukte kompensieren 
Ertragsausfallschäden, wenn die 
zuständige Behörde aufgrund 
von Maßnahmen nach dem In-
fektionsschutzgesetz (lfSG) in 
den versicherten Betrieb ein-
greift. Das lfSG ermächtigt zu 
Maßnahmen der Verwaltung (das 
lokal zuständige Gesundheits-
amt), welche der Prävention und 
Eindämmung bestimmter mel-
depflichtiger Krankheiten die-
nen. § 30 lfSG erlaubt insbeson-
dere die Verhängung der 
(Zwangs-)Quarantäne über be-
troffene Personen. Covid-19 
wird im Katalog der §§ 6 und 7 

lfSG zwar nicht genannt, das 
Bundesministerium für Gesund-
heit hat aber den Anwendungs-
bereich des lfSG diesen Erreger 
ausgedehnt. Deswegen sind auf 
Grundlage des lfSG auf Be-
triebsschließungen wegen einer 
Covid-19 Infektion denkbar. 

Was ist mit den Saisonarbeits-
kräften. Es gibt Gerüchte, dass 
es Probleme beim Grenzüber-
tritt gibt. Stimmt das? 
Sowohl Polen (150) als auch Ru-
mänien (158) haben weitaus ge-
ringere bestätigte Corona-Fälle 
als Deutschland (6012) (Stand: 
16. März 2020). Aus diesem 
Grund befinden sich diese drei 
Länder in einer anderen Phase 
der Pandemieplanung. Zu einem 
solch frühen Zeitpunkt ist das 
Ziel noch, möglichst wenige in-
fizierte Personen ins Land zu 
lassen. 
In Deutschland finden die meis-
ten Infektionen bereits innerhalb 
Deutschlands statt. Daher wer-
den entsprechende Grenzkont-
rollen oder Quarantänemaßnah-
men bei Rückkehrern dort aktu-
ell durchgeführt. Insbesondere 
für die Busfahrer von Saisonar-
beitskräften, die sich normaler-
weise nur kurz in Deutschland 
aufhalten, kann das problema-
tisch sein. Dennoch ist davon 
auszugehen, dass es auch in Po-
len, Bulgarien und Rumänien zu 
einem vergleichbaren Ausbruch 
des Coronavirus kommen wird. 
Betrachtet man die Verzögerung 
des Ausbruchs in Deutschland, 

ist hiermit Anfang April zu rech-
nen. Wenn dies der Fall ist, kann 
es sein, dass entsprechende 
Grenzmaßnahmen keinen Sinn 
mehr machen und beendet wer-
den. Solange ist es jedoch die 
Entscheidung der freien Staaten, 
solche Maßnahmen einzuleiten. 

Wie ist die derzeitige Lage bei 
Saisonarbeitskräften an der 
deutschen Grenze?
Bis Anfang der Woche wurden 
Saisonarbeitskräft hereingelas-
sen. Es gibt laut Regionalbauern-
verband Starkenburg eine An-
weisung des Bundesinnenminis-
teriums, wonach die Saisonar-
beitskräfte als Berufspendler zu 
behandeln sind und demnach 
einreisen dürfen. Arbeitgeber 
sollten daher ihren SAK entspre-
chende Unterlagen zur Verfü-
gung stellen, aus denen die An-
stellung auf dem Betrieb hervor-
geht,  inklusive der Kontaktdaten 
mit E-Mail und Handynummer.

Was ist mit Wochenmärkten, 
Lebensmittelläden und Bau-
märkten?
Die Bundesregierung und die 
Regierungschefs der Bundeslän-
der haben am 16. März 2020 
Leitlinien zum einheitlichen 
Vorgehen zur weiteren Be-
schränkung von sozialen Kon-
takten im öffentlichen Bereich 
angesichts der Corona-Epidemie 
in Deutschland vereinbart. Aus-
drücklich nicht geschlossen wird 
der Einzelhandel für Lebensmit-
tel, Wochenmärkte, Abhol- und  

Lieferdienste, Getränkemärkte, 
Apotheken, Sanitätshäuser, Dro-
gerien, Tankstellen, Banken und 
Sparkassen, Poststellen, Frisöre, 
Reinigungen, Waschsalons, der 
Zeitungsverkauf, Bau-, Garten-
bau- und Tierbedarfsmärkte und 
der Großhandel. 
Vielmehr sollten für diese Berei-
che die Sonntagsverkaufsverbote 
bis auf Weiteres grundsätzlich 
ausgesetzt werden. Eine Öffnung 
dieser genannten Einrichtungen 
erfolgt unter Auflagen zur Hygi-
ene, zur Steuerung des Zutritts 
und zur Vermeidung von Warte-
schlangen. Dienstleister und 
Handwerker können ihrer Tä-
tigkeit weiterhin nachgehen. 
Alle Einrichtungen des Gesund-
heitswesen bleiben unter Beach-
tung der gestiegenen hygieni-
schen Anforderungen geöffnet.
 
Ich habe einen Stand auf einer 
jetzt abgesagten Messe ge-
bucht. Muss ich trotzdem die 
Standgebühr zahlen? 
In der Regel nicht. Gesetzliche 
Grundlage ist die sogenannte 
Unmöglichkeit im Bürgerlichen 
Gesetzbuch. Wenn eine Leistung 
unmöglich ist – wie hier die Aus-
richtung der Messe – wird auch 
der Vertragspartner frei von ei-
ner Gegenleistung (also der Zah-
lung der Standgebühr). Manche 
Messebetreiber versuchen in 
ihren Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen (AGB} dies auszu-
schließen, also dass der Standbe-
treiber dennoch zahlen müsse. 
Die gesetzliche Regelung der 
wechselseitigen Leistungsfrei-
heit ist nur im Wege individual-
vertraglicher Vereinbarung ab-
dingbar. Bei Verwendung von 
AGB verstößt dies gegen die 
sogenannte Inhaltskontrolle, 
nach der die Klausel mit wesent-
lichen Grundgedanken der ge-
setzlichen Regelung, von der 
abgewichen wird, nicht zu ver-
einbaren ist. 
Nach ständiger Rechtsprechung 
des BGH verstößt es gegen einen 
wesentlichen Grundgedanken 
der gesetzlichen Regelung, wenn 
dem Verwender der AGB auch 
ohne eigene Leistung ganz oder 
zum Teil ein Anspruch auf die 
Gegenleistung eingeräumt wird. 
Aus diesem Grund muss die 
Standgebühr bei Absage nur ge-
zahlt werden, wenn dies geson-
dert und ausdrücklich (nicht in 
AGB!) ausgehandelt wurde.  
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Wochenmärkte sollen laut der Vereinbarung von Bund und Ländern vom 15. März nicht geschlossen werden. 
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